
Aktionswoche September 2021 – Rückschau 

Orte – Gruppen – Aktivitäten 

 

„Ein besseres Leben für alle statt wachsender Armut und Ausgrenzung!“ 

 
 
 

 

Bundesweite Aktionswoche  
 

Wann: 6.9. – 12.9.2021 

Wo: dezentral im gesamten Bundesgebiet 

Wer: alle Gruppen sind aufgerufen die 
Aktionswoche zu gestalten 

 

Macht mit! 
 

 

Die Armut wächst – der Reichtum auch 

Nicht erst seit der Coronapandemie wächst in der reichen Bundesrepublik die Armut in 

erschreckendem Ausmaß. Immer mehr Menschen haben Probleme, mit ihrem Geld über den 

Monat zu kommen. 

Doch Geld ist genug da. So ist das Vermögen der Superreichen im Krisenjahr 2020 um sage 

und schreibe 9 Prozent gestiegen. Mit dem kärglichen Hartz IV-Satz hingegen lässt sich ein 

menschenwürdiges Leben kaum bestreiten. Dies gilt auch für die Löhne der rund 7,7 

Millionen Erwerbstätigen, die im Niedriglohnsektor festhängen. 

 

Es reicht! Gute Löhne und soziale Absicherung für alle, die hier leben! 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Bündnis „AufRecht bestehen“ 
 

 

- Interview in der Jungen Welt zum Start der Aktionswoche mit Rainer Timmermann (jw vom 

6.9.2021): 

https://www.jungewelt.de/artikel/409796.aktionswoche-aufrecht-bestehen-wir-

k%C3%B6nnen-nicht-nur-auf-wahlen-vertrauen.html  

 

- „Armutsregime abschaffen – Initiativen organisieren überregionale Aktionswoche gegen 

Hartz IV. Linke fordert sozialpolitischen Neustart“ (jw vom 9.9.2021) 

https://www.jungewelt.de/artikel/410035.soziale-verelendung-armutsregime-

abschaffen.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

* Das Bündnis AufRecht bestehen wird getragen von: Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg 

(ALSO), „ARBEITSLOS - NICHT WEHRLOS“ Wolfsburg (ANW), „AufRecht bestehen“ Rhein-

Main, Bundesarbeitsgemeinschaft Prekäre Lebenslagen (BAG-PLESA), Bundes-Erwerbslosen-

Ausschuss Gewerkschaft ver.di, Duisburger Initiative „AufRecht bestehen!“, 

Gewerkschaftliche Arbeitslosengruppe im DGB-KV Bonn/Rhein-Sieg, Gruppe Gnadenlos 

Gerecht Hannover, Frankfurter Arbeitslosenzentrum e.V. (FALZ), Koordinierungsstelle 

gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS), Tacheles e.V. Wuppertal, Widerspruch e.V. 

Bielefeld und anderen örtlichen Bündnissen und Initiativen. 

 

 

 

https://www.jungewelt.de/artikel/409796.aktionswoche-aufrecht-bestehen-wir-k%C3%B6nnen-nicht-nur-auf-wahlen-vertrauen.html
https://www.jungewelt.de/artikel/409796.aktionswoche-aufrecht-bestehen-wir-k%C3%B6nnen-nicht-nur-auf-wahlen-vertrauen.html
https://www.jungewelt.de/artikel/410035.soziale-verelendung-armutsregime-abschaffen.html
https://www.jungewelt.de/artikel/410035.soziale-verelendung-armutsregime-abschaffen.html


Berlin  
 

Gruppen: AK Erwerbslose bei der IG Metall Berlin-Brandenburg; Erwerbslosengruppe von 

ver.di – Berlin – Brandenburg; 

Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS) 

 

Aktivitäten 

• Infostand, Flugblätter verteilen und Rede am 9.9.2021 vor dem Rathaus Spandau 

 

 

 

 
 

 



 
 

 
 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 



• Bericht auf der Homepage des DGB Berlin – Brandenburg: 

https://berlin-brandenburg.dgb.de/themen/++co++eb0b9482-1157-11ec-b083-

001a4a160123 

 

https://berlin-brandenburg.dgb.de/themen/++co++eb0b9482-1157-11ec-b083-001a4a160123
https://berlin-brandenburg.dgb.de/themen/++co++eb0b9482-1157-11ec-b083-001a4a160123


Bremerhaven 
Beteiligte Gruppen: 

• Bremerhavener Arbeitsloseninitiative BALI, GEW Bremen, ver.di Bremen 

Aktivitäten 

• Aktion mit Fahnen, Brillen und Flugblättern in der Bremerhavener Innenstadt 

Rückmeldung  

• Bericht der Veranstalter per Mail 

 



 
 

Aktion in der Bremerhavener Innenstadt 

 

 

 

 

 

 

 

 



Dortmund 

Beteiligte Gruppen: 

• Dortmunder Sozialforum 

Aktivitäten 

• Wahlprüfsteine für Dortmunder Bundestagskandidaten  

Rückmeldung  

• Bericht der Veranstalter per Mail 

Der Beitrag des Dortmunder Sozialforums zur Aktionswoche bestand darin, eine Reihe von 
Dortmunder Bundestagskandidaten mit Fragen zu Armut und Hartz IV zu konfrontieren (über 
abgeordnetenwatch.de): 

 Was wollen Sie tun, um zu verhindern, dass ärmere Mitbürger immer mehr aus der heutigen 
Mobilitätsgesellschaft ausgeschlossen werden? (Wahlprüfstein 1) 

 Was wollen Sie unternehmen, um der wachsenden Armut in Deutschland 
entgegenzuwirken? Schließen Sie sich unserer Forderung nach höheren Mindestlöhnen 
sowie einer Beseitigung des Hartz IV-Systems an? (Wahlprüfstein 2) 

 (aus aktuellem Anlass) Das Bundeskabinett hat eine Fortschreibung der gesetzlichen 
Regelsätze beschlossen, die weit unter der aktuellen Inflationsrate bleibt. Was halten Sie 
davon? (Wahlprüfstein 3) 

Die einzige Schwierigkeit bestand darin, sich entsprechend den Vorgaben bei abgeordnetenwatch.de 

auf 200 bzw. 1000 Zeichen (für die Frage und für weitere Erläuterungen) zu beschränken. Angesichts 

der Komplexität nicht gerade üppig. Aber es hat am Ende geklappt. Anhand der Antworten konnten 

wir feststellen, dass die „Sendung“ in den meisten Fällen angekommen ist. 

 

Das Dortmunder Sozialforum hat die Antworten der angeschriebenen Kandidat*innen umgehend auf 

unsere Webseite gesetzt und damit – noch rechtzeitig vor den Wahlen - einem größeren Publikum 

zugänglich gemacht. Siehe http://agora.free.de/sofodo 

 

 

 

 

 

 

 

http://agora.free.de/sofodo


Freiburg 
 

Beteiligte Gruppen: 

• Freiburger Erwerbsloseninitiative FRIGA, ver.di, ver.di-Erwerbslose 
 

Aktivitäten 

• Stand in der Innenstadt mit Flyern sowie mit Frage-Aktion („Können Sie sich vorstellen von 

Hartz IV zu leben?“ u.a.) 
 

Rückmeldung: 

• Bericht in der Straßenzeitung FREIeBÜRGER 10/21 (s. nächste Seite) 

• Bericht im TV: 

 

https://www.baden-tv-sued.com/mediathek/video/arbeitsmarkt-aufschwung-kommt-nicht-
bei-allen-an/ 
 

Standbild aus dem Film: 
 

 
 

 

 

 

https://www.baden-tv-sued.com/mediathek/video/arbeitsmarkt-aufschwung-kommt-nicht-bei-allen-an/
https://www.baden-tv-sued.com/mediathek/video/arbeitsmarkt-aufschwung-kommt-nicht-bei-allen-an/


 
 



Heidelberg 
Aktivitäten: 

• Podiumsdiskussion mit Kandidat*innen zur Bundestagswahl auf dem Bismarckplatz 

Rückmeldung: 

• Flyer der Montagsdemo Heidelberg 

• Bericht der Rhein-Neckar-Zeitung vom 8.0.2021 und Leserbrief dazu 

Montagsdemo Heidelberg 
 

Podiumsdiskussion der besonderen Art mit den Direktkandidat*innen 

Montag, 6.September 2021, 18.00 Uhr Bismarckplatz 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Freund*innen der Montagsdemo HD 

  12 Direktkandidat*innen wurden eingeladen. 

"Der Termin ist bedacht und nicht zufällig. Vom 6.-12. September 2021 ist die 

Aktionswoche der KOS, der Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher 

Arbeitslosengruppen, unter dem Motto:„AufRecht bestehen“ Für ein besseres Leben 

für alle statt wachsende Armut und Ausgrenzung", die wir mit dieser Montagsdemo 

solidarisch unterstützen wollen und ein Teil davon sind." wie es in der Einladung heißt. 

Nach wie vor ist die konkrete Corona-Forderung 100.-€ sofort auf den Regelsatz für 

Hartz 4 Empfänger und für Mini-Rentner*innen (SGB XII) von der Regierung noch 

offen. Die Regierung Merkel, Scholz, Altmaier hat damit auch Millionen organisierter 

Menschen die kalte Schulter gezeigt. Ganz anders gegenüber den großen 

internationalen Konzernen, wie Lufthansa, Tui, Siemens, der Automobilindustrie und 

vielen anderen, die Mrd. € an Steuergeldern erhielten. 

6 Kandidat*innen haben bisher schriftlich ihr Kommen  bestätigt 
Alexander Föhr (CDU), ltd. Angestellter 

Elisabeth Krämer (SPD), Schreinerin 

Zara Kiziltas (Die Linke), Studentin 

Franziskus Schmitz (Die Partei), Auszubildender 

Bernhard Schweigert (MLPD), Kfz.-Mechaniker i.R. 
Ulrich Becker (dieBasis), Wirtschaftsingenieur 

    weitere Kandidat*innen sind noch möglich. 
 

Frau Franziska Brantner(Bündnis90 /Grüne) 
hat sich wegen einem anderen Termin in Berlin 
entschuldigen lassen, Studienrat Daniel 
Brenzel(FREIE Wähler) hat mit folgenden 
Worten sein Kommen abgelehnt "da bereits die 
Einladung recht tendenziös formuliert ist sage 
ich Ihnen hiermit ab". In der persönlichen 
Einladung heißt es: "Vor 4 Jahren kamen auf 
den Bismarckplatz 8 Parteien (bei einer Partei 
hat ihre eigene Kommunikation nicht 
funktioniert). Die AfD wurde damals nicht 
eingeladen und auch jetzt nicht, solange sie  

Podiumsdiskussion mit 8 Kandidat*innen 2017 (…) 



 
Faschisten wie Björn Höcke in ihren Reihen hat. Für uns ist die 
grausame Nazizeit auch kein "Vogelschiss" in der Geschichte. 
Faschismus und Rassismus sind und bleiben für uns keine Politik 
sondern ein Verbrechen."  
Wer den politischen Kampf gegen Faschismus und Rassismus 
"tendenziös" nennt, disqualifiziert sich aus unserer Sicht selbst 
 
"Zwei von drei Befragten (66%) sind beispielsweise der 
Überzeugung, dass das Wirtschaftssystem in Deutschland 
zugunsten der Reichen und Mächtigen manipuliert ist" 

wie es in einer Auswertung das Ergebnis einer aktuellen Umfrage 
des Markt- und Meinungsforschungsunternehmens Ipsos  ermittelt 
wurde. So ist es auch zu verstehen warum die GDL Gewerkschaft 
zum 3.Mal in den Streik treten muss, weil die Bahnvorstände mit 
ihren satten Gehältern und Pensionen, nicht nur im Tarifkampf 
durch die Preissteigerungen Lohnabbau durchsetzen wollen, 
sondern auch bis in die unteren Einkommen die Betriebsrente. Ist 
das der Dank, dass die Beschäftigten bei der Bahn während der 
Corona Pandemie die Züge am Laufen hielten? Die Gewerkschaft 
sagt berechtigt  NEIN, zumal die Angebote nicht für alle Mitglieder 
gelten sollen. Sie verdient für ihre Haltung unsere Solidarität. 

Zum konkreten Ablauf: Nach der Begrüßung des 

Moderators hören wir von Vera Würmell und Rose Lang 

einen musikalischen Beitrag. Danach haben die 

Kandidat*innen erst mal 3 Minuten Zeit sich vorzustellen 

und sollen dabei 1-2 spezielle Fragen des Moderators 

beantworten. 

Nach dieser Runde wird das offene Mikrofon dem 

Publikum geöffnet. Damit möglichst viele Menschen 

sprechen und Fragen stellen können, müssen wir auch 

da die Redezeit begrenzen.  

Wir freuen uns auf Euer/Ihr Kommen und wünschen uns 

trotz immer stärker werdender Polarisierung in der 

Gesellschaft, eine lebhafte kontroverse, durchaus harte. 

aber sachliche Diskussion. 

Momentan gibt es für Treffen im Freien bei dieser Anzahl 
keine besonderen Vorsorgemaßnahmen zu Corona, außer 
natürlich 1,50 Meter Abstand, sollte dieser mal nicht 
eingehalten werden können, ist Mund-Nasenschutz 
notwendig. Also bitte mitbringen. 
 

Herzlich Willkommen 

Die Montagsdemo Heidelberg 
Moderator Matz Müllerschön    01742973970 
 

PS: Wer als Ordner*in, Auf- und Abbau, oder sonstige 
Aufgaben übernehmen kann/will, bitte melden. Wir sind 
ab 17.30 Uhr auf dem Platz 
  

 

"Die bundesweite 

Montagsdemo ist 

2004 gegen die 

Hartz Gesetze  

und die Agenda 

2010  der 

damaligen 

Schröder-Fischer 

Regierung 

entstanden. Seit 

17 Jahren stehen 

wir jeden Montag 

auf diesem Platz 

und protestieren 

gegen dieses 

Armuts- und 

Erniedrigungs-

gesetz. Wir haben 

uns in den Jahren 

auch zu einer 

Plattform gegen 

Abbau 

demokratischer 

Rechte, gegen die 

immer größere 

Kriegsgefahr 

weltweit und den 

notwendigen 

Kampf gegen die 

jeden Tag näher 

kommende 

Umwelt-

katastrophe 

weiterentwickelt." 



 

 



 



 
 

 

 



Herne 
 

Beteiligte: 

•  Arbeitslosenzentrum Herne e.V.; Arbeitslosenzentrum Zeppelin 

Aktivitäten: 

• Aktionsstand in der Innenstadt von Herne 

 kleines Quiz, mit Fragen zum Thema " Ein besseres Leben für alle...". Die Lösungen konnten in 

den Materialen am Stand, auf den Stellwänden oder durch Gespräche am Stand gefunden 

werden. Es gab kleine Preise für erfolgreiche Quizteilnehmer*innen. 

 Bodenzeitung 

Rückmeldung: 

• WAZ vom 7.9.2021 

• lokale Onlinezeitschrift halloherne –  

https://www.halloherne.de/artikel/ein-besseres-leben-fuer-alle-52229.htm 

 

 

https://www.halloherne.de/artikel/ein-besseres-leben-fuer-alle-52229.htm


 
 

 

 

 

 



 
 

 
 



 
 

 

 



 
 

 



'Ein besseres Leben für alle' 

Aktionstag der Arbeitslosenzentren gegen 

Armut und Ausgrenzung 

Das Arbeitslosenzentrum Herne. Foto: Thomas Schmidt, Stadt Herne  

 

Die Kluft zwischen Arm und Reich wird größer. Für viele Menschen in Deutschland ist 

Armut mittlerweile kein abstrakter Begriff mehr, sondern Realität. Das wissen auch die 

Verantwortlichen des Zeppelin-Zentrums und des Arbeitslosenzentrums in Herne. 

Deshalb beteiligen sie sich unter dem Motto „Ein besseres Leben für alle statt wachsender 

Armut und Ausgrenzung“ an der dezentralen bundesweiten Aktionswoche des Bündnisses 

„AufRecht bestehen – gegen Armut und Ausgrenzung" (halloherne berichtete). Am Mittwoch, 

8. September 2021, werden sie in der Zeit von 10 bis 13 Uhr am Robert-Brauner-Platz (Nähe 

des U-Bahn Eingangs) auf die Problematik der wachsenden Armut aufmerksam machen. 

Beim Pressegespräch am Montag (6.9.2021) erläuterten Franz-Josef Strzalka, Leiter des 

Arbeitslosenzentrums Herne und Dagmar Spangenberg-Mades, Leiterin des Zeppelin-

Zentrums, warum sich die Arbeitslosenzentren an der Aktionswoche beteiligen und ihre 

Forderungen an die Politik. 

https://www.halloherne.de/artikel/gegen-armut-und-ausgrenzung-52216.htm


'Million Menschen hängen im Niedriglohnsektor fest' 

„Armut ist in der Bundesrepublik Deutschland nicht irgendeine abstrakte Größe, sondern für 

Millionen Menschen bittere Realität. Ihr Ausmaß wächst nicht erst seit Corona. Sowohl die 

erwerbstätige als auch der nicht-erwerbstätigen Bevölkerung, Rentner und Kinder sind 

armutsgefährdet", berichtete Franz-Josef Strzalka, Leiter des Arbeitslosenzentrums Herne. 

„Jedoch wird auch die Schere zwischen armen und reichen Menschen größer. So ist das 

Vermögen der Superreichen um neun Prozent gestiegen, wogegen das Einkommen derer, die 

Hartz IV beziehen, um lediglich 14 Euro gestiegen ist. Überhaupt hängen viele Millionen 

Menschen im Niedriglohnsektor fest." 

Franz-Josef Strzalka. Foto: Günter Mydlak  

Dagmar Spangenberg-Mades, Leiterin des Zeppelin-Zentrums, ergänzte: „Aufgrund der 

nahenden Bundestagswahl wollen wir die Menschen auf diese Problematik aufmerksam 

machen. Wir beteiligen uns an der Aktionswoche, da wir gute Löhne und soziale Absicherung 

für alle Menschen fordern." 



Einkommen reicht nicht zum Leben 

Beide machen darauf aufmerksam, dass die Lebenshaltungskosten immer teurer werden und 

auch heute ein Arbeitsplatz nicht mehr vor Existenznot schütze. Laut dem Paritätischen 

Wohlfahrtsverband seien 33 Prozent der arbeitenden Bevölkerung von Armut betroffen. „Die 

Miete spielt hierbei auch eine wesentliche Rolle", so Franz-Josef Strzalka. „Viele Menschen 

müssen nach Zahlung der Miete und Nebenkosten ihr Leben am Rande des 

Existenzminimums bestreiten. Deshalb setzten wir uns auch für eine Anhebung des 

Mindestlohns auf 13 Euro pro Stunde ein und die Einführung des Mietdeckels ein." 

Ebenso trage auch Hartz IV zur Verstärkung der Armutssituation in Deutschland bei. „Das 

„System Hartz IV“ bedeutet Armut, Stigmatisierung und die Angst um die Existenz", so der 

Leiter des Arbeitslosenzentrums. Die Regelsätze würden kaum für das Nötigste wie 

angemessene Ernährung, Kleidung oder auch für eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 

reichen. 

'Hartz IV und Sanktionsapparat abschaffen' 

Darüber hinaus trage auch die Hartz IV-Sanktionierung zu einem Armutsanstieg bei. „Die 

ständige Drohkulisse führt häufig dazu, dass Betroffene Jobs annehmen, die eigentlich unter 

ihrer Qualifikation liegen, häufig schlechte Arbeitsverhältnisse bieten und sich im 

Niedriglohnsektor befinden. So kommt es häufig dazu, dass die Arbeitslosen nur für ein paar 

Jahre das Hartz IV-System verlassen und bald wieder darin landen", berichtet Strzalka. „Der 

Fachkräftemangel muss ernstgenommen werden. Wir fordern Qualifikationsschutz für 

Arbeitsbiografien." 

„Gerade auch die vielen verschiedenen Anträge und die knappen Fristen, besonders jetzt zu 

Corona, führten bei vielen Betroffenen zu Problemen", berichtete Dagmar Spangenberg-

Mades, Leiterin des Zeppelin-Zentrums. „Persönliche Sprechzeiten vielen häufig weg und 

unsere Klienten berichten uns davon, dass Anträge nicht beim Jobcenter angekommen seien. 

Dies führte in einigen Fällen zu Sanktionen. Für die Menschen hängen aber an diesen 

Zahlungen ihre Existenzen. Es geht um die Begleichung der Miete, Krankenversicherung etc." 

Weiter führt sie aus: „Häufig führt diese Existenzangst dann auch dazu, dass Menschen 

ausbeuterische Arbeitsverhältnisse eingehen, um ihre Familien zu versorgen." Deshalb sei 

weitere Forderung der Aktionswoche es daher das „System Hartz IV" abzuschaffen. 

Aktion am Robert-Brauner-Platz 

Bei der Aktion am Robert-Brauner-Platz gehe es darum, mit den Menschen ins Gespräch zu 

kommen. Es werden Plakate und Informationsmaterialien ausgelegt. „Wir veranstalten auch 

ein Quiz mit fünf Fragen, die anhand unseres Infomaterials beantwortet werden können. Es 

gibt auch kleine Preise wie Masken oder Desinfektionsmittel", so die Leiterin des Zeppelin-

Zentrums. 

Insgesamt richtet sich das Bündnis „AufRecht bestehen – gegen Armut und Ausgrenzung" mit 

zehn Forderungen an die Politik: 

 1. „Kinder sind unsere Zukunft“ - dieser Aussage muss eine Grundsicherung für 

Kinder und Jugendliche gerecht werden, die prekäre Lebensbedingungen verhindert. 



 2. Die gesetzliche Rente muss Altersarmut verhindern und zukunftssicher gemacht 

werden. Die Talfahrt des Rentenniveaus muss bei 48 Prozent gestoppt werden. Die 

Renten müssen wieder ohne Abstriche den Löhnen folgen. Dazu sind die 

rentenmindernden Faktoren in der Rentenanpassungsformel auf Dauer zu streichen. 

Mittelfristig sollte das Rentenniveau wieder auf 50 Prozent ansteigen. 

 3. Das Hartz-IV-System ist durch eine von den Arbeitgebern mitfinanzierte 

Arbeitslosenversicherung zu ersetzen. 

 4. Für alle, die keine oder zu geringe Ansprüche auf Versicherungsleistungen haben, 

eine armutsfeste und repressionsfreie Grundsicherung. 

 5. Die Zumutbarkeitsregeln in Bezug auf eine Arbeitsaufnahme sind zu ändern. Der 

Fachkräftemangel passt nicht zur individuellen Abwertung von Ausbildung und 

Berufserfahrung. Durch einen Qualifikationsschutz muss die berufliche Identität 

gesichert werden. 

 6. Angesichts der fortschreitenden Digitalisierung in der Arbeitswelt muss ein 

öffentlich geförderter Arbeitsmarkt für Menschen mit multiplen 

Vermittlungshemmnissen bedarfsgerecht und dauerhaft eingerichtet werden. 

 7. Der Bestand an Arbeitslosenzentren als „Orte gesellschaftlicher Teilhabe" muss 

dauerhaft gesichert werden. 

 8. Der gesetzliche Mindestlohn muss auf mindestens 13 Euro angehoben werden. 

 9. Berufliche Weiterbildung für die Anforderungen der Digitalisierung in der 

Arbeitswelt muss umfassend konzeptionell gestaltet und angeboten werden. 

 10. Wohnen ist ein Menschenrecht! Dieses Postulat gilt vor allem für 

einkommensschwache Haushalte. Die Politik muss mit wirksamen Methoden 

preisgünstigen Wohnraum sicherstellen. 

Die beiden Leiter der Arbeitslosenzentren hoffen, dass sie beim Aktionstag viele Menschen 

erreichen und so auf die Armuts-Thematik kurz vor der Bundestagswahl aufmerksam machen 

können. 

 

Quelle: https://www.halloherne.de/artikel/ein-besseres-leben-fuer-alle-52229.htm 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.halloherne.de/artikel/ein-besseres-leben-fuer-alle-52229.htm


Leipzig 
 

Beteiligte: 

•  Kirchliche Erwerbsloseninitiative Leipzig 

Aktivitäten: 

• Informationsstand in der Leipziger Innenstadt 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Münster 
 

Beteiligte Gruppen: 

• DKP Münster 

Aktivitäten 

• Infostand mit Flyern vor dem Jobcenter 

• Plakataktion 

 

 

 

 
 

 

 

 

 



 

 

 


